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Resolution S-34/1 vom 12. Mai 2022 über die Verschlechterung der Menschenrechtssituation 

in der Ukraine infolge der Aggression Russlands, 

 in Bekräftigung seines nachdrücklichen Bekenntnisses zur Souveränität, politischen Un-
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stärker durch sexuelle und geschlechtsspezifische Gewalt, Menschenhandel, Ausbeutung und 

Missbrauch gefährdet sind, 

 unter nachdrücklicher Verurteilung der Angriffe auf Zivilpersonen, einschließlich Kin-

dern, des unterschiedslosen Einsatzes von Sprengwaffen in bewohnten Gebieten, der nach wie 

vor eine der Hauptursachen für Opfer unter der Zivilbevölkerung ist, der vorsätzlichen Tötun-

gen, der rechtswidrigen Gefangenhaltung, des Einsatzes von Folter und anderer grausamer, un-

menschlicher oder erniedrigender Behandlung, der willkürlichen und außergerichtlichen Hin-

richtungen, des Verschwindenlassens sowie der Vergewaltigungen und anderer Formen sexu-

eller und geschlechtsspezifischer Gewalt, 

 mit dem Ausdruck großer Besorgnis 
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 das Leid der Menschen in der Ukraine beklagend und seine tiefe Solidarität mit ihnen 

bekräftigend und zugleich betonend, wie wichtig es ist, allen Opfern angemessene Unterstüt-

zung und Hilfe und wirksame Rechtsbehelfe und Abhilfemöglichkeiten bereitzustellen, 

 mit dem Ausdruck seiner Besorgnis über den humanitären Bedarf aller vor den militäri-

schen Feindseligkeiten fliehenden oder durch sie vertriebenen Menschen, 

 erneut erklärend, wie wichtig die volle, gleichberechtigte und konstruktive Teilhabe 
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 9. begrüßt die gemäß den Resolutionen 49/1 und S-34/1 des Menschenrechtsrats 

vorgelegten Berichte der Unabhängigen internationalen Untersuchungskommission für die 

Ukraine2; 

 10. verurteilt nachdrücklich alle Angriffe, die sich gegen Zivilpersonen als solche und 

gegen andere geschützte Personen und gegen zivile Objekte richten, einschließlich ziviler Eva-

kuierungskonvois, und unterschiedslose und unverhältnismäßige Angriffe, darunter unter-

schiedslose Beschießung und der unterschiedslose Einsatz von Sprengwaffen, und bekundet 

seine Besorgnis über die langfristigen Risiken, die der Zivilbevölkerung durch die Beschädi-

gung der zivilen Infrastruktur und durch nicht zur Wirkung gelangte Kampfmittel entstehen; 

 11. bekundet seine Besorgnis darüber, dass der Konflikt angesichts dessen, dass die 

Ukraine und die Region zu den weltweit wichtigsten Getreide- und Agrarexporteuren gehören, 

und zu einem Zeitpunkt, zu dem Millionen Menschen in mehreren Weltregionen von Hungers-

not betroffen oder unmittelbar bedroht sind oder unter schwerer Ernährungsunsicherheit leiden, 

sich nachteilig auf die weltweite Ernährungssicherheit, insbesondere in den am wenigsten ent-

wickelten Ländern, sowie auf die Energiesicherheit auswirkt, und unterstreicht, wie wichtig 

eine stabile und gestärkte Initiative für den sicheren Transport von Getreide und Nahrungsmit-

teln aus ukrainischen Häfen und andere einschlägige Initiativen sind; 

 12. betont, wie wichtig es ist, einen freien, offenen, interoperablen, zuverlässigen und 

sicheren Internetzugang aufrechtzuerhalten, und verurteilt unmissverständlich alle Maßnah-

men, die Menschen daran hindern oder darin beeinträchtigen, online oder offline Informationen 
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des Kindes und Übergriffe dagegen sowie Verstöße gegen das humanitäre Völkerrecht, darunter 

zwangsweise Überführungen und Vertreibungen, untersuchen und dokumentieren; 

 18. beschließt, das in Resolution 49/1 des Menschenrechtsrats festgelegte Mandat der 

Unabhängigen internationalen Untersuchungskommission für die Ukraine um ein weiteres Jahr 

zu verlängern, um die Tätigkeit der Mission zur Überwachung der Menschenrechtssituation in 

der Ukraine in enger Abstimmung mit der Mission und dem Hohen Kommissariat der Vereinten 

Nationen für Menschenrechte zu ergänzen, zu konsolidieren und darauf aufzubauen; 

 19. ersucht die Untersuchungskommission, dem Menschenrechtsrat auf seiner vier-


